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ln dom RochEsfgit

365 AG, wrüatln durch d. Voßtand, di6s€r \r6rtr. d. Anioin€ Wemor Beinhoff und ln€3 M€line
Ho€rnor, lm Mediapad( 8, 50670 Köln
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Rechbanwältin Micheola Siewrs-Römhild, Sear-
landstraßo 71, 55411 Bing€n

weoen FesBEllung

h.t des A;nt8gericht Bad Kreuznach du.ch di6 Richtsrin am Ambgericht am

16.04.2016 g6mäß § 495a ZPO für R6cht 6donnt:

2.

3.

Oio Klago wird ebgsuisson.

016 Klägcrin hat die Kostan des Recht!8tr6iE zu tragen.

Das Urtcll in vorläufrg volbtrockbar.
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4. Die Berufung wird nicht zugelassen.

Entscheidungsgründe

Gemäß § 495a ZPO bestimmt das Gericht das Verfahren nach billigem Ermessen. lnnerhalb die-

ses Entscheidungsrahr.rens berücksichtigt das Gericht grundsätzlich den gesamten Akteninhalt.

Die zulässige Klage ist nicht begründet.

Die Klägerin hat weder einen Anspruch aul Feststellung, dass dem Beklagten aus dem Stromlie-

ferungsvertrag mit ihr kein Bonusanspruch zusteht noch darauf, dass sie nicht verpflichtet ist der

Firma qegenüber der rückwirkenden Versorgung des Beklagten duri'', zum 1.1.2014

zuzLstim'ren.

'1) Es kann nicht festgestellt werden, dass dem Beklagten kein Bonusanspruch zusteht

Hinsichtlich des Bonusanspruchs bestimmt Nr. 9 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen der

Klägerin :Anlage 82, Seite 44-51 d.A.) unter ('l): ,,Ein von lmmergrün gewährler Bonus wird ge-

währt nach zwölt Moneten ununterbrochener Belieferung des Kunden im selben Tarif an dersel-

ben Abnahmestelle. Eir Anspruch auf Gewährung eines Bonus oder von frei- kwh besteht nicht,

wenn das Vertragsvert ältnis vor Ablauf eines Belieferungsjahres durch den Kunden oder aus

vom Kunden z! vertretenden Gründen beendet wurde oder der Kunde bzw. ein Haushaltsangehö-

riger innerhalb der letzten sechs l\,4onate an der gleichen Abnahmestelle bereit§ durch lmmergrün

beliefert rvurde oder dei Kunde bzw. ein Haushaltsangehöriger innerhalb der letzten sechs Mona-

te bereits einem Vertragsschluss widersprochen hat oder der Kunde aus einem anderen Tarif

von lmmergrün gewechselt ist."

Die z.eitlichen Voraussetzungen des Anspruchs

te ab dem 1.1.2013 bis jedenfalls zum 31.12.

Parteien von der Kläger n mit Strom beliefert.

sind jedenfalls erfüllt; unstreitig wurde der Beklag-

2013 aufgrund des Stromlieferungsvertrages der

Dieser Vertrag ist auch nicht durch Anfechtung der Klägerin wegen lrrtum oder Täuschung rück-

wirkend nichtig. § 142 BGB, denn es besteht weder ein Anfechtungsgrund nach § 119 BGB noch

nacr § 123 BGB.
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Soweit sich die Beklagte darauf beruft, sie habe keine Kenntnis davon gehabt, dass der Beklagte

enlgegen der vertraglichen Vereinbarung den Strom als Heizstrom benutze, ist dem nicht zu fol-

gen. Der Beklagte hal nämlich unstreitig in seiner Mail vom 1.1.2013 seinen ,zählerstand der

Wärmepumpe'zum 31 12.2012 der Klägetin mitgeteilt. Dass der Beklagte entgegen derAGB der

Klägerin Strom zum Beüieb der Wärmepumpe einsetzen würde, war der Klägerin somit bekannt.

Sie hätte sich bereits rnit Erhalt der Mail vom Vertrag lösen können. lhr Vortrag, sie habe erst spä-

ter erfahren, dass der Beklagte den Strom als Heizstrom benutze, ist zum einen unsubstantiiert,

zum anderen wegen der vorangegangenen Mail unbeachtlich.

2) Es kann nicht festgestellt werden, dass die Klägerin nicht verpflichtet ist, der Firma ge-

genüber der rückwirkenden Versorgung des Beklagten durch zum '1.'1.2014 zuzustimmen.

Der Stro.nlieferungsverlrag der Parteien ist nämlich durch die Kündigung des Beklagten zum

31.12.20:3 beendet.

Der Beklagte hat das in den allgemeinen Geschäftsbedingungen der KIägerin statuierte Schrift-

formerforlernis der Kündigung eingehalten. Der Beklagte hat das Kündigungsschreiben im Origi-

nal L nterschrieben; davon ist das Gericht aufgrund der persönlichen Anhörung des Beklagten in

der mündlichen Verhandlung vom '14.'1.2016 übezeugt.

Die Kündigung ist der Klägerin auch zugegangen.

Der Bekl3gte hat die Kündigung ausweislich des Rückscheins der Deutschen Post AG vom

25.9 20'13 (Anlage B 4, Bl. 54 d. A.) an die Firma immergrün, c./o Almado GmbH, Postfach 400

'162, 50831 Köln, gesenCet: der Zugang ist damit nachgewiesen.

Soweii die Klägerin der Ansicht ist, die Kündigung sei entsprechsnd den AGB, dort Ziffer 4 (3) am

Ende, an ,,lmmergrünen, c/o almado AG, Kundenservice, Aachener Straße 12 53, 50858 Köln" zu

richter gewesen und wegen Versand an die Postfachanschrift unwirksam, überzeugt dies nicht.

Zum einen ist cie Kündigung nämlich an den nach den AGB der Klägerin richtigen Adressaten ge-

rlchtet so dass es treuwidrig ist, wenn sich die Klägerin auf die Unwirksamkeit der Kündigung

wegen der Wahl der nach AGB nicht vorgegebenen postalischen Anschrifi beruft. Dies gilt umso

nrehi, als die gesamte Vertragsabwicklung über die Adresse lmmergrün c/o almado AG, Post-

fäch 400162, 50831 Köln läuft und diese Adresse auch als Postanschrift in der Annahmeerklä-
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rung oer Klägerin genannt ist. Zudem ist die entsprechende Regelung in den AGB der Klägerin

aber auch unwirksam nach § 305 c BGB; sie ist im dargelegten Gesamtzusammenhang unge-

wöhnlich und überraschend.

Die Kündrgung ist auch fristgerecht erfolgt.

Hinsicitlich der ordentlichen Kündigung für den streitgegenständlichen Stromliefervertrag im Tarif

Windkraft fix 4200 bestinmen die AGB der Klägerin folgendes:

,,Nr. 4 Laufzeit, ordentliche Kündigung des Vertrags

(1) die Vertragslaulzeit eines Stromlielervertrages in den Tarifen "Wasserkraft", "Wasserkraft tix",

,Windkraft fix", ,,Wasserkraft 6", ,,Windkraft 6", ,Basis", ,,immergrün! Ökosiegel (B)",

sicher&sorglos (B)" unc "immergrün! 
gewerbe(B)" hat, sofem in dem jeweiligen Produktdatenblatt

keine abv,ieichende Regelung getroffen wurde, eine Laufzeit von jeweils einem Jahr. Der Tarit

" mrnerfair!" hat eine Vertragslaukeit von einem Monat.

(2) ln den Tarifen ,,Wasserkraft", ,,Wasserkraft fix", "Windkraft fix", "wasserkraft 6", "Windkraft 6",

,,Basis', ,.immergrün! ökosiegel(B)", "sicher&sorglos(B)" und ,,immergrün! gewerbe(B)' verlängert

sich der Vertrag nach Ablauf der jeweiligen Vertragslaufzeit um ieweils ein Jahr, sofern er nicht

zum Ende der ieweiligen Vertragslaulzeit von einem der Vertragspartner gekündigt wird. ln dem

Tarif ,, mmerfai.!' verlängert sich der Vertrag nach Ablauf der Vertragslaufzeit um jeweils einen

Monat. sofern er nicht zum Ende der Vertragslaufzeit von einem der Vertragspartner gekündigt

wird

(3) Der Tarif ,immerfair!" ist untermonatlich mit gesetzlicher Kündigungsfrist kündbar. Die Kündi-

gung eines Stromliefervertrags in den Tarifen ,,Wasserkraft 6",,,Windkraft 6", ,,immergrünl

ökosiegel(B)", ,sicher&sorglos (B)" und .,immergrünl gewerbe (B)" hat mit einer Frist von 6 Wo-

cher, teweils zum Ende der ieweiligen Vertragslautueit in Schriftform zu erfolgen. Die Kündigung

eines Stromliefervertrags in den Tarifen ,,Wasserkraft', ,Wasserkraft fix"; ,,Windkraft fix" und "Ba-

sis" hat mit einer Fris: von 12 Wochen, jeweils zum Ende der jeweiligen Vertragslaufzeit in

Schriftform zu erfolqen. Die Kündigung ist zu richten an "IMMERGRÜN, c/o almado AG, Kunden-

serv ce, Aachener Strat;e 1253, 50858 Kö|n".

Weiter bestrmmen dre AGB tolgendes:
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,,Nr. 2 Wirksamwerden des Vertrags, Lief€rbeglnn

(1) Der Vedrag kommt vorbehaltlich der Regelungen in Abs. 2- du.ch die Annahmeerklärung

von immergrün zu Stande und beginnt mit der Aufnahme der Belieferung. (...)"

Nach Nr. 4 der AGB kann der Stromlieferungsvertrag mithin mit einer Frist von 12 Wochen zum

Ende der jeweiligen Vertragslaukeit gekündigt werden, wobei die Vertragslaufzeil nach den AGB

im voriiesenden Fall ein Jahr beträgt.

Zuzusrimmen ist der Klägerin insoweit. als die Laufzeit eines Dauerschuldverhältnisses grund-

sätz,ich mit dem Abschluss des Vertrages beginnt, hier also mit der Annahmeerklärung der Klä-

gerir,, und nicht mit dem Beginn der Belieterung, vgl. BGH, Urt. v. 12.12.2012, ylll ZR 14112.

Allerdilgs kommt es für die Bestimmung der Kündigungsfrist primär darauf an, welche Regelun-

gen die klägerischen AGB insoweit enthalten. Eine für die Bestimmung der Vertragsdauer rele-

vante Regelung findet sich unter Nr. 2.(1) der klägerischen AGB: Danach kommt der Vertrag

durcl die Annahmeerklärung der Klägerin zustande und beginnt mit der Aufnahme der Beliefe-

rung Problematisch is: insoweit die widersprüchliche Definition: der Vertrag soll zustandekom-

nlen nrit der Annahme, er soll aber erst beginnen mit der Belieferung. Unklar ist damit, ob die Ver.

tragslauheit mit der Annahmeerklärung der Klägerin beginnt oder eben -wie der Beklagte meint-

mit der Eelieferung; be de Auslegungen sind vertretbar. Die Klausel hinsichtiich der an die Laur-

zeit Ueknipften Kündig!ngsfrist ist deshalb unklar, mehrdeutig und intrasparent i. S. v. § 307 Abs.

1 S. 2 BGB und und benachteiligt den Beklagten unangemessen; sie ist mithin nach § 306 BGB

insgesarnt unwirksam, , vergl. Palandt, BGB, § 306 Rn. 6).

Oennach ist die Kündieung des Beklagten jedenfalls nicht verspätet.

Die Seruiung v/ar nichl zu zulassen, da die Zulassungsvoraussetzungen des § 51'l Absatz lV

ZPO nicht vorlegen. Nach dieser Norm ist die Berufung zu zulassen, wenn die Rechtssache

grundsäEliche BedeutLng hat oder die Fortbildung des Recht oder die Sicherung einer einheitli-

cher Rechtssprechung eine Entscheidung des Berufungsgerichtes erfordert. Dies ist vorliegend

jedo,rl. ni.ht de' Fall.

Die l(ostenentscheidunq beruht auf § 91 ZPO.

Die Entscheidurg zur vorläufigen Vollskeckbarkeit hat ihre Rechtsgrundlage in den §§ 708 Nr. '11,
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713 ZPO.

RechtEbohelf!belohrung:

G€gen die Entscheidung kann das Rscttsmittol d6r Betufung eingelegt wed6n. Di€ Borufung ist nur alläs_
sig, wenn d€l Wed des Beschw€rdogegsnslands 600 Euro üborstoigt od€r das Gericht d€s olsten Rechlszu_
g6s di6 Berufung im Uneil zugelassen hat.

Die Berufung ist binnen elner Nolftist von ainam llonal bei dem

Landg€richl Bad Krouznach

Ringstraße 79
55 3 Bad Kr6uznach

6inzul6gon.

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, späl€stens mit Ablauf von fiinf Monaten

nach dor Ve*ündung der Entscheidung.

Die Berufung muss mit Schrifrsatz duach eine Rochtsanwällin oder ein€n Rgcht§anwalt eingelegt werden. Die

Berufungsschrifl muss di€ Bezoichnung der angofochlenen Enbcheidung und die E*lärung enthelton, dass
B€ruf ung eingslegt wsrde-

Die Ben ung muss binnen zwei Monalen mit Anwallsschriftsatr begdndet werden. Auch diese Frist beginnl
mit der Zustellung der vollständigen Enßcheidung.

Richlerin am Amtsgericht


